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Neues aus Berlin . Belegausgabepflicht ab 01. Januar 2020 
 
Ab dem 01. Januar 2020 muss jedem Kunden ein Beleg ausgehändigt werden. Der Kunde ent-
scheidet dann eigenständig darüber, was er mit dem Beleg macht. Dies gilt sowohl für größere 
Unternehmen als auch für „den Bäcker an der Ecke“, der einem Kunden Brötchen verkauft.  
 
Hintergrund zur neuen Belegausgabepflicht 
 
Die Belegausgabepflicht muss derjenige befolgen, der Geschäftsvorfälle mithilfe eines elektronischen 
Aufzeichnungssystems im Sinne des § 146a Abs. 1 der Abgabenordnung erfasst. Dies sind z. B. elek-
tronische oder computergestützte Kassensysteme und Registrierkassen. 
 
Wer also eine „offene Ladenkasse“ (auch Schubladenkasse genannt) benutzt, ist von der Belegaus-
gabepflicht nicht betroffen. 
 
Der Beleg kann elektronisch oder in Papierform zur Verfügung gestellt werden. Ein elektronischer 
Beleg gilt als bereitgestellt, wenn dem Kunden die Möglichkeit der Entgegennahme gegeben wird. 
Unabhängig von der Entgegennahme ist der elektronische Beleg in jedem Fall zu erstellen. Die Sicht-
barmachung eines Belegs an einem Bildschirm des Unternehmers (Terminal / Kassendisplay) allein 
reicht nicht aus. 
 
Bei einem Papierbeleg reicht das Angebot zur Entgegennahme aus, wenn der Beleg zuvor erstellt und 
ausgedruckt wurde. Eine Pflicht zur Belegannahme durch den Kunden sowie zur Aufbewahrung 
besteht nicht. Es besteht auch keine Aufbewahrungspflicht des Belegausstellers für nicht entgegen-
genommene Papierbelege. 
 
Befreiungsmöglichkeiten und Sanktionen 
 
Bei einem Verkauf von Waren an eine Vielzahl nicht bekannter Personen können die Finanzbehörden 
Unternehmen aus Zumutbarkeitsgründen von der Belegausgabepflicht befreien.  
 
Eine Befreiung kommt nur bei einer sachlichen oder persönlichen Härte für den Steuerpflichtigen in 
Betracht. Ob eine solche vorliegt, ist eine Frage des Einzelfalls und von den Finanzbehörden vor Ort 
zu prüfen. So heißt es in einem Fragen-Antworten-Katalog, in dem das Bundesfinanzministerium 
Fragen zur Belegausgabepflicht beantwortet hat.  
 
Und noch eine Frage ist interessant: „Was passiert, wenn der Ausgabepflicht nicht entsprochen wird?“ 
Hier lautet die Antwort: „Der Verstoß gegen die Belegausgabepflicht ist nicht bußgeldbewehrt. Er 
könnte aber als Indiz dafür gewertet werden, dass den Aufzeichnungspflichten nicht entsprochen 
wurde.“  
 
Tipp: Bei Betriebsprüfungen listen Prüfer nicht selten eine Vielzahl von formellen Mängeln auf – 

insbesondere im Zusammenhang mit der Kassenführung. Ob diese Mängel dann zu einer 
Hinzuschätzung berechtigen, kann nicht allgemein beantwortet werden, sondern hängt vom 
Einzelfall ab. 
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Neues aus Berlin . Jahressteuergesetz 2019 und Soli-Rückführung sind be-
schlossen – Steuermaßnahmen des Klimapakets vorerst ausgebremst 
 
Am 29. November 2019 hat der Bundesrat dem Jahressteuergesetz 2019 zugestimmt. Und auch das 
Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 ist beschlossene Sache. Das Gesetz zur 
Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht (u. a. Erhöhung der Pendlerpauschale 
und Förderung der energetischen Sanierung) geht dagegen in den Vermittlungsausschuss.  
 
Ein Grund für die Anrufung des Vermittlungsausschusses ist die Frage der Lastenverteilung zwischen 
Bund und Ländern bei der Steuerbegünstigung für energetische Gebäudesanierungsmaßnahmen. Ob 
das Gesetzgebungsverfahren noch bis zum Jahresende abgeschlossen werden kann, ist fraglich. 
 
Auch die vom Bundesrat gebilligte Rückführung des Solidaritätszuschlags ab 2021 ist während des 
Gesetzgebungsverfahrens auf Kritik gestoßen. Denn die Ergänzungsabgabe entfällt nur für rund 90 % 
der heutigen Zahler vollständig. Für weitere 6,5 % entfällt der Zuschlag zumindest in Teilen. Der 
Solidaritätszuschlag hat dann den Charakter einer Reichensteuer. Der Bundesrechnungshof wies in 
der öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am 04. November 2019 darauf hin, dass der Bund 
Gefahr laufe, zu einer milliardenschweren Steuerrückzahlung verurteilt zu werden. 
 
 
Neues aus Berlin . Anzeigepflicht bei Eröffnung eines Betriebs  
 
Bei der Aufnahme einer gewerblichen, selbstständigen (freiberuflichen) oder land- und forstwirtschaft-
lichen Tätigkeit wurde der Steuerpflichtige vom Finanzamt bis dato grundsätzlich dazu aufgefordert, in 
einem „Fragebogen zur steuerlichen Erfassung“ weitere Auskünfte zu erteilen. Durch das „Dritte Büro-
kratieentlastungsgesetz“ ergibt sich nun eine Änderung. Das Finanzamt muss nicht mehr auffordern, 
sondern der Steuerpflichtige muss die Auskünfte nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die 
amtlich bestimmte Schnittstelle übermitteln.  
 
Die Mitteilung muss innerhalb eines Monats nach der Betriebseröffnung erfolgen. 
 
Zur Vermeidung unbilliger Härten kann das Finanzamt auf eine Übermittlung nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle verzichten. In diesem Fall sind die 
Auskünfte nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben.  
 
Die Neuregelung tritt grundsätzlich am 01. Januar 2020 in Kraft. Weil die technischen und organisa-
torischen Vorbereitungen zur Umsetzung der elektronischen Mitteilung jedoch einige Zeit benötigen, 
wird das Bundesfinanzministerium den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung in einem Schreiben 
mitteilen, das im Bundessteuerblatt veröffentlicht wird. Bis dahin sind die Auskünfte nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck zu erteilen. 
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Einkommensteuer . Mietkosten können auch nach Ende der doppelten Haushalts-
führung abziehbar sein 
 
Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur vor, wenn der Steuerpflichtige außerhalb des Ortes, an dem 
er einen eigenen Hausstand unterhält, beruflich tätig ist und auch am Ort der beruflichen Tätigkeit 
wohnt. Befindet sich am Beschäftigungsort zugleich der Lebensmittelpunkt, scheidet eine doppelte 
Haushaltsführung aus. Die Unterkunftskosten sind bis maximal € 1.000,00 im Monat als Werbungs-
kosten abziehbar. 
 
Die Miete für eine im Rahmen der doppelten Haushaltsführung genutzte Wohnung kann nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses für die Dauer einer neuen Arbeitsplatzsuche als vorweg-
genommene Werbungskosten abgezogen werden. So lautet zumindest die Ansicht des Finanzgerichts 
Münster. 
 
Der Entscheidung vom 12. Juni 2019 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Nach der Kündigung durch den Arbeitgeber zum 31. August 2015 behielt der Steuerpflichtige seine 
Wohnung am Arbeitsort in Berlin bei und bewarb sich auf eine Vielzahl von Arbeitsplätzen im 
gesamten Bundesgebiet, von denen drei in der näheren Umgebung des Zweitwohnsitzes lagen. 
Nachdem der Steuerpflichtige im Dezember 2015 eine Zusage für eine Stelle in Hessen zum 
01. Januar 2016 erhalten hatte, kündigte er die Mietwohnung fristgerecht zum 29. Februar 2016.  
 
Das Finanzamt erkannte die Mietkosten für die Wohnung in Berlin nur bis zum Ende der mietvertrag-
lichen Kündigungsfrist der Wohnung und damit bis einschließlich November 2015 an. Der Steuer-
pflichtige begehrte aber einen Werbungskostenabzug auch für die Dezembermiete. 
 
Das Finanzgericht Münster bestätigte die Sichtweise des Steuerpflichtigen. Zwar war die Miete für 
Dezember 2015 nicht mehr durch die doppelte Haushaltsführung veranlasst. Bei den Aufwendungen 
handelt es sich jedoch um vorweggenommene Werbungskosten. Denn der Steuerpflichtige hatte sich 
weiterhin auf Arbeitsstellen in Berlin und Umgebung beworben und die Wohnung unmittelbar nach 
Zusage einer neuen Arbeitsstelle an einem anderen Ort gekündigt.  
 
Aus diesem Grund wird die etwaige Privatnutzung der Wohnung (etwa für mögliche Wochenend-
besuche) überlagert. Zu berücksichtigen, so das Finanzgericht, ist auch, dass eine vorzeitige 
Kündigung und eine etwaige Neuanmietung einer anderen Wohnung teurer gewesen wären als die 
Beibehaltung der verhältnismäßig günstigen Wohnung. 
 
Ob die vorgenannten Ausführungen auch für die Monate Januar und Februar 2016 gelten, brauchte 
das Finanzgericht nicht zu entscheiden, da die Klage ausschließlich das Jahr 2015 umfasste. 
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Einkommensteuer . Optimierung des Schuldzinsenabzugs von gemischt genutzten 
Immobilien 
 
Die Art der Finanzierung (Eigen- oder Fremdfinanzierung) und die damit verbundene Zuordnung auf 
die unterschiedlichen Gebäudeteile liegt im Ermessen des Steuerpflichtigen. Um den Schuldzinsen-
abzug zu optimieren, müssen die Kredite den vermieteten Gebäudeteilen und die Eigenmittel den zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Bereichen zugeordnet werden. Wie man es besser nicht machen 
sollte, zeigt eine Entscheidung des BFH vom 12. März 2019.  
 
Dieser Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Steuerpflichtige erwarben in 2007 ein Mehrfamilienhaus. Rund 80 % der Wohnfläche wurde vermietet, 
20 % bewohnten sie selbst. Beim Kauf beabsichtigten sie, den selbstgenutzten Gebäudeteil allein mit 
Eigenkapital zu finanzieren und die Kreditmittel für die Bezahlung des fremdvermieteten Gebäudeteils 
zu verwenden. Hierfür war im notariellen Kaufvertrag eine Kaufpreisaufteilung erfolgt.  
 
Die bei der Bank aufgenommenen Darlehensmittel wurden aber auf ein privates Girokonto über-
wiesen, auf dem sich auch Eigenmittel der Steuerpflichtigen befanden. Es kam somit zu einer Ver-
mischung von Eigen- und Fremdmitteln. Anschließend wurde von diesem Konto der gesamte Kauf-
preis für das Objekt gezahlt. Es war nicht erkennbar, welche Mittel für die Bezahlung des selbst- oder 
fremdgenutzten Gebäudeteils verwendet worden waren.  
 
In 2015 widerriefen die Steuerpflichtigen ihre Darlehensverträge, da die Widerrufsbelehrung fehlerhaft 
war. Die Verträge wurden aufgelöst und die Steuerpflichtigen nahmen bei einer anderen Bank neue 
Darlehen auf.  
 
Wegen der missglückten Zuordnung erkannte das Finanzamt im Streitjahr 2013 nur 80 % der Schuld-
zinsen als Werbungskosten an. 
 
Die Steuerpflichtigen hingegen argumentierten, dass der Widerruf und die abschließende Rückab-
wicklung der Darlehensverträge sowie die erneute gezielte Zuordnung der Darlehen ein rück-
wirkendes Ereignis darstellen. Da die Darlehensverträge von Beginn an unwirksam seien, sei eine 
neue Zuordnung möglich gewesen.  
 
Sowohl das Finanzgericht Köln als auch der BFH lehnten die Sichtweise der Steuerpflichtigen aller-
dings ab. 
 
Der Zuordnungszusammenhang scheitert, wenn der Darlehensbetrag auf ein Girokonto fließt, von 
dem der Steuerpflichtige den gesamten Kaufpreis an den Verkäufer überweist. In diesen Fällen sind 
die Darlehenszinsen nur anteilig als Werbungskosten abziehbar. 
 
Die Rückabwicklung eines gegenseitigen Vertrags führt erst dann zu einem rückwirkenden Ereignis, 
wenn die Beteiligten die Rückbeziehung auf einen früheren Zeitpunkt vereinbart und die gegenseitigen 
Leistungen einander zurückgewährt haben.  
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Im Streitfall wurden die wirtschaftlichen Folgen der Darlehensverträge aber nicht rückgängig gemacht. 
So wurden (rechtsgrundlose) Zinszahlungen seitens der Bank nicht zurückgezahlt. Zudem haben die 
Steuerpflichtigen nicht den ursprünglich gewährten Nettodarlehensbetrag zurücküberwiesen und auch 
keine Nutzungsentschädigung geleistet. Sie haben nur die im Zeitpunkt der Ablösung valutierende 
Restsumme beglichen. 
 
Auch die neu geschlossenen Darlehensverträge wurden mit Wirkung für die Zukunft ab 2015 und nicht 
rückwirkend für die Vergangenheit ab 2007 abgeschlossen. 
 
Tipp: Entscheidend ist, dass der Steuerpflichtige eine objektiv erkennbare Zuordnung trifft. Der 

Kaufpreis ist im notariellen Kaufvertrag aufzuteilen und durch getrennte Überweisungen zu 
leisten.  

 
 
Lohnsteuer . Bundesfinanzhof erleichtert die Steueroptimierung mit Gehaltsextras 
 
Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern eine Vielzahl von steuerfreien oder pauschalversteuerten 
Gehaltsbestandteilen zuwenden. Diese steuerbegünstigten Gehaltsextras haben aber oft „einen 
Haken“: In vielen Fällen müssen sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet 
werden. Dieses Zusätzlichkeitserfordernis hat der Bundesfinanzhof am 01. August in drei Urteilen 
zugunsten von Arbeitgeber und Arbeitnehmer neu definiert.  
 
Das Zusätzlichkeitserfordernis hat u. a. auf nachfolgende Vergütungsbestandteile Auswirkungen. Das 
heißt: Hier ist eine Steuerbegünstigung oder eine Pauschalversteuerung durch den Arbeitgeber nur 
zulässig, wenn die Gehaltsextras zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden: 
 
Gehaltsextras mit Zusätzlichkeitserfordernis 
 
Ø Steuerfreier Zuschuss zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln im Linienverkehr zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie für Fahrten 
im öffentlichen Personennahverkehr. 

Ø Steuerfreier Zuschuss zur betrieblichen Gesundheitsförderung (ab 2020: bis zu € 600,00 je 
Arbeitnehmer im Kalenderjahr) 

Ø Steuerfreier Kindergartenzuschuss  
Ø Pauschal zu versteuernde Beträge für die Übereignung von Datenverarbeitungsgeräten samt 

Zubehör und Internetzugang 
Ø Pauschal zu versteuernde Zuschüsse zu Fahrtkosten für Wege zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte 
 
Bisherige Sichtweise zum Zusätzlichkeitserfordernis 
 
In 2012 hatte der BFH entschieden, dass der „ohnehin geschuldete Arbeitslohn” der arbeitsrechtlich 
geschuldete Arbeitslohn ist. „Zusätzlich” zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn werden nur freiwillige 
Arbeitgeberleistungen erbracht. Nur solche schuldet der Arbeitgeber nicht ohnehin. 
 
Die Finanzverwaltung ist hier etwas großzügiger. Sie sieht die Zusätzlichkeitsvoraussetzung bereits 
als erfüllt an, wenn die zweckbestimmte Leistung zu dem Arbeitslohn hinzukommt, den der Arbeit-
geber arbeitsrechtlich schuldet. Nur Gehaltsumwandlungen sind danach schädlich. 
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Kommt die zweckbestimmte Leistung zu dem Arbeitslohn hinzu, den der Arbeitgeber schuldet, ist das 
Tatbestandsmerkmal „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ auch dann erfüllt, wenn der 
Arbeitnehmer arbeitsvertraglich oder wegen einer anderen arbeits- oder dienstrechtlichen Rechts-
grundlage einen Anspruch auf die zweckbestimmte Leistung hat. 
 
Neue Rechtsprechung 
 
„Ohnehin geschuldeter Arbeitslohn“ ist der Lohn, den der Arbeitgeber verwendungsfrei und ohne eine 
bestimmte Zweckbindung (ohnehin) erbringt. 
 
Zusätzlicher Arbeitslohn liegt vor, wenn dieser verwendungs- bzw. zweckgebunden neben dem 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet wird. Es kommt nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer auf 
den zusätzlichen Arbeitslohn einen arbeitsrechtlichen Anspruch hat. 
 
Ein arbeitsvertraglich vereinbarter Lohnformenwechsel ist nicht schädlich für die Begünstigung. 
Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer den „ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ für künftige Lohn-
zahlungszeiträume arbeitsrechtlich wirksam herab, kann der Arbeitgeber diese Minderung durch 
verwendungsgebundene Zusatzleistungen steuerbegünstigt ausgleichen. Diese treten dann zum 
Zahlungszeitpunkt zum ohnehin – nur noch in geminderter Höhe – geschuldeten Lohn hinzu und 
werden somit „zusätzlich“ zu diesem erbracht. 
 
Es besteht jedoch ein Anrechnungsverbot auf den unverändert bestehenden Lohnanspruch. Denn in 
Anrechnungs-/Verrechnungsfällen wird nicht „zusätzlich zum“, sondern „ersatzweise an Stelle von“ 
regelbesteuertem Arbeitslohn geleistet. Der Arbeitgeber darf also nicht einseitig, d. h., ohne Vertrags-
änderung, eine im Hinblick auf die vorhandenen Begünstigungstatbestände optimierte Berechnung 
der Lohnsteuer bewirken. 
 
Der BFH hat auch herausgestellt, dass es unschädlich ist, wenn der Lohnverzicht für andere An-
sprüche (z. B. zukünftige Lohnerhöhungen, gesetzliche Abfindungsansprüche, ggf. Urlaubs- oder 
Weihnachtsgeld) nicht gilt, sondern diese mithilfe eines Schattenlohns auf Grundlage des bisherigen 
Bruttoarbeitslohns berechnet werden. 
 
Schädlich ist es aber, wenn der Arbeitgeber bei Wegfall einer Zusatzleistung den „Lohnverzicht“ durch 
eine Gehaltserhöhung ausgleichen muss. 
 
Tipp: Die neue Rechtsprechung schließt eine Gehaltsumwandlung bzw. einen Wechsel der 

Lohnform nicht mehr aus. Dies steht jedoch im Gegensatz zur Verwaltungssichtweise. Da die 
Entscheidungen noch nicht im Bundessteuerblatt veröffentlicht worden sind, sind die Finanz-
ämter noch an die alte Rechtslage gebunden. Bis zu einer Veröffentlichung bzw. einer Reak-
tion durch das Bundesfinanzministerium sollten Arbeitgeber weiter nach der alten Rechtslage 
verfahren.  
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Umsatzsteuer . Verschärfung der Voraussetzungen für die Steuerfreiheit inner-
gemeinschaftlicher Lieferungen 
 
Als Voraussetzung für die Steuerfreiheit einer innergemeinschaftlichen Lieferung zwischen zwei EU-
Staaten wird von der Finanzverwaltung der „Buch- und Belegnachweis“ verlangt. Dafür sind ver-
schiedene Aufzeichnungen zu tätigen. Für den Belegnachweis ist insbesondere der Nachweis über 
das Gelangen des Liefergegenstands in den anderen EU-Staat wichtig.  
 
Mit dem JStG 2019 sind die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen 
Lieferung verschärft worden:  
 
Ø Der Empfänger der Lieferung muss über eine gültige USt-IdNr. eines anderen EU-Mitgliedstaates 

verfügen und diese dem Lieferanten mitteilen. Letzterer ist in der Pflicht, deren Gültigkeit zu 
prüfen. Diese Prüfung kann z. B. über die Website des Bundeszentralamts für Steuern (BZSt, 
www.bzst.de) vorgenommen werden.  

Ø Legt der Käufer aus einem anderen EU-Staat keine oder keine gültige USt-IdNr. vor, muss der 
Lieferant die Lieferung als steuerpflichtig behandeln.  
 

Sind die Voraussetzungen nicht erfüllt, kann das Finanzamt auch im Nachhinein noch die Umsatz-
steuer einfordern.  
 
Die Steuerfreiheit einer innergemeinschaftlichen Lieferung soll künftig auch dann versagt werden 
können, wenn der liefernde Unternehmer seiner Pflicht zur Abgabe der Zusammenfassenden Meldung 
(ZM) nach § 18a UStG nicht nachkommt oder die ZM unrichtig oder unvollständig abgibt.  
 
 
Urheberrecht . „Früher war mehr Lametta" – Kein Urheberschutz für Loriot-Zitat 
 
OLG München, Beschluss vom 14.08.2019 - 6 W 927/19 
 
Wie das OLG München bereits im August entschied, ist das Loriot-Zitat „Früher war mehr Lametta“ 
nicht vom Urheberrecht geschützt. 
 
In den 1970er Jahren schuf Vicco von Bülow – besser bekannt als Loriot – den Sketch „Weihnachten 
bei Hoppenstedts", welcher 1978 erstmals im Fernsehen ausgestrahlt wurde. Darüber hinaus findet 
sich der Sketch samt Zitat in einem 1981 erschienenen Buch. In dem Sketch legte Loriot „Opa 
Hoppenstedt" das Zitat „Früher war mehr Lametta" in den Mund. 
 
Der Sketch erlangte eine nicht unerhebliche Bekanntheit, sodass auch das besagte Zitat durchaus 
geläufig ist. Findige Geschäftsleute brachten das Zitat auf diversen Artikeln u. a. auf T-Shirts an und 
verkauften diese. Hiergegen wandten sich die Erben Vicco von Bülows. In einem einstweiligen 
Verfügungsverfahren vor dem Landgericht München begehrten sie Unterlassung der Verwendung und 
beriefen sich auf den urheberrechtlichen Anspruch aus § 97 UrhG iVm. § 1922 BGB. 
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Der Antrag hatte keinen Erfolg. Wie schon das Landgericht befand das OLG, dass es dem Zitat an der 
notwendigen urheberrechtlichen Schutzfähigkeit fehle. Dem kurzen Satz „Früher war mehr Lametta" 
fehle bei der maßgeblichen isolierten Betrachtung die hinreichende Schöpfungshöhe für einen Schutz 
nach § 2 UrhG. Seine Besonderheit und Originalität erfahre dieser Satz durch die Einbettung in den 
Loriot-Sketch „Weihnachten bei Hoppenstedts" und die Situationskomik, so die Richter. Blende man 
jedoch die Einbettung in den Sketch und auch den Umstand aus, dass Sketch samt „Früher war mehr 
Lametta" von dem fraglos bekannten und bedeutenden Künstler Loriot stamme, handele es sich um 
einen eher alltäglichen und belanglosen Satz, der entweder schlicht zum Ausdruck bringe, dass früher 
mehr Lametta benutzt wurde, oder – unter Verwendung des Wortes „Lametta" als Metapher – dass 
früher mehr Schmuck, Glanz, festliche Stimmung oder Ähnliches war. Selbst in der zweiten 
Deutungsmöglichkeit genüge nach Ansicht der Richter die Verwendung einer einfachen Metapher im 
Anschluss an die alltägliche und gängige Eingangswortfolge „Früher war mehr" nicht, um hier eine 
Originalität oder Individualität anzunehmen, welche übliche und alltägliche Ausdrucksformen deutlich 
überrage. 
 
 
Vertragsrecht . 30facher Preissprung – Keine automatische Verlängerung eines 
Testabos  
 
AG München, Urteil vom 24.10.2019, Az.: 261 C 11659/19 
 
Eine Verlängerungsklausel wonach sich ein dreimonatiges Testabo automatisch in ein Abo mit 
Jahreskosten in Höhe von € 1.298,00 verlängert, ist unwirksam, wie das Amtsgericht München 
entschied. 
 
Anfang 2019 bewarb die Klägerin auf ihrer Internetseite einen Börsenbrief, den sie zum Börsenhandel 
mit Rohstoffen wöchentlich verlegt. Sie bot zum Kennenlernen ein dreimonatiges Testabonnement 
zum Preis von € 9,99 statt regulär € 699,00 an. Dieses limitierte Angebot für neue Leser ende heute 
um 23.59 Uhr, hieß es damals auf der Internetseite. 
 
Dem Angebot lagen die von der Klägerin verwendeten AGB zugrunde, die auf der Bestellseite einseh-
bar waren. Diese sahen vor, dass sich sämtliche Abonnements um ein Jahr verlängern, wenn sie nicht 
fristgemäß vor Ablauf des jeweiligen Bezugszeitraums gekündigt werden. Die Kündigungsfrist für das 
Vierteljahresabonnement betrug sechs Wochen. Der Jahresabonnementspreis belief sich auf 
€ 1.298,00. 
 
Der Beklagte nahm am 16.01.2019 das Angebot der Klägerin an und bestellte ein Testabonnement 
des klägerischen Börsenbriefs. Den Abschluss des Testabonnements und dessen Beginn am 
16.01.2019 bestätigte die Klägerin dem Beklagten mit E-Mail vom selben Tag. Gleichzeitig machte die 
Klägerin die Abonnementskosten für das Testabonnement in Höhe von € 9,99 geltend, die der 
Beklagte auch beglich. 
 
Am 12.03.2019 stellte die Klägerin dem Beklagten für den Bezugszeitraum vom 17.04.2019 bis 
17.04.2020 Abonnementskosten für den Börsenbrief mit € 1.298,00 in Rechnung. Der Beklagte wider-
rief mit E-Mail vom gleichen Tag, unterschriftlich am 02.04.2019 den Vertragsschluss. Die Klägerin 
akzeptierte dies nur als Kündigung zum 17.04.2020.  
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Zahlen wollte der Beklagte die horrenden Kosten für den Börsenbrief nicht, weshalb die Klägerin vor 
Gericht zog. Hier hatte sie mit ihrer Klage auf Zahlung allerdings keinen Erfolg. 
 
Das Amtsgericht verneinte einen Zahlungsanspruch der Klägerin. Die Verlängerungsklausel in Ver-
bindung mit der damit einhergehenden Preissteigerung sei überraschend im Sinn des § 305c Abs. 1 
BGB und sei daher nicht Vertragsbestandteil geworden, befand das Gericht. Damit habe sich der 
ursprüngliche Vertrag über das Testabonnement nicht verlängert, sodass auch ein weiteres Entgelt 
nicht geschuldet sei. Zwar sei eine Klausel, wonach sich die Laufzeit um ein Jahr verlängere, sofern 
nicht fristgemäß gekündigt werde, für sich nicht überraschend. Hier bedeute die Verlängerung jedoch, 
dass sich der Vertrag um die vierfache Zeit für den über dreißigfachen Preis verlängere. Hiermit 
müsse der Vertragspartner nicht rechnen, sodass die Klausel unwirksam sei. 
 
Laut AG entstehe angesichts der Aufmachung der klägerischen Internetseite vielmehr der Eindruck, 
dass gerade darauf abgezielt wird, Kunden unter Zeitdruck zu setzen und mit dem nur für einen sehr 
kurzen Zeitraum angebotenen Testabonnement zu ködern, um dann im Fall eines unterbliebenen 
Widerrufs exorbitante Preissteigerungen geltend machen zu können. Irgendein Hinweis darauf, dass 
dann nicht mehr der Preis für das Testabonnement gelte, sondern sich ein Jahresabonnement 
anschließe mit einem Preis von € 1.298,00, finde sich hingegen nirgends. 
 
Das Urteil ist rechtskräftig. 
 
 
Arbeits- und Sozialrecht . Gesetzliche Neureglungen im Arbeits- und Sozialrecht im 
Jahr 2020 
 
Auch im Jahr 2020 werden einige neue Regelungen im Bereich des Arbeits- und Sozialrechts in Kraft 
treten.  
 
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung sinkt 
 
Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung wird ab 01.01.2020 befristet bis zum Ende des Jahres 
2022 um weitere 0,1 Prozentpunkte auf 2,4 % mittels Rechtsverordnung gesenkt.  
 
Verbesserter Schutz in der Arbeitslosenversicherung durch Qualifizierungschancengesetz 
 
Seit dem 01.01.2019 gilt das Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz 
in der Arbeitslosenversicherung. Am 01.01.2020 treten nun weitere Regelungen dieses Gesetzes in 
Kraft. So wird der Zugang zu einem Anspruch auf Arbeitslosengeld erleichtert. Bisher ist die dafür 
grundsätzlich erforderliche Mindestversicherungszeit von zwölf Monaten innerhalb einer Rahmenfrist 
von zwei Jahren nachzuweisen. Künftig gilt hierfür eine erweiterte Rahmenfrist von 30 Monaten. 
Darüber hinaus wurden die Zugangsbedingungen der Sonderregelung zu der auf sechs Monate ver-
kürzten Mindestversicherungszeit für Personen, die überwiegend kurz befristete Beschäftigungen aus-
üben, nochmals erleichtert. 
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Berufsbildungsmodernisierungsgesetz: Mindestausbildungsvergütung 
 
Am 01.01.2020 tritt das Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung (BBiMoG) in 
Kraft. Unter anderem wird im Berufsbildungsgesetz (BBiG) für alle Berufsausbildungen, die ab dem 
01.01.2020 begonnen werden, eine Mindestausbildungsvergütung (MAV) in Höhe von zunächst 
€ 515,00 festgeschrieben. Bis 2023 ist eine schrittweise Erhöhung vorgesehen (2021: € 550,00; 2022: 
€ 585,00; 2023: € 620,00). Für das zweite Ausbildungsjahr ist ein Aufschlag von 18 %, für das dritte 
von 35 % und für das vierte von 40 % vorgesehen. Die Anpassung in den Folgejahren knüpft an die 
durchschnittliche Entwicklung der vertraglich vereinbarten Ausbildungsvergütungen (tariflich und indi-
vidualvertraglich) an und erfolgt automatisch. Tarifgebundene Ausbildungsbetriebe können ihren Aus-
zubildenden die für sie geltenden tariflichen Ausbildungsvergütungen zahlen, selbst wenn diese noch 
unter den oben genannten Sätzen liegen. Oberhalb der MAV darf die vereinbarte Ausbildungsver-
gütung die in den einschlägigen Tarifverträgen festgelegte Vergütung um nicht mehr als 20 % unter-
schreiten. 
 
Die Mindestausbildungsvergütung gilt auch für außerbetriebliche Ausbildungen. Im Zuge der Ein-
führung der MAV wird im SGB III neu geregelt, dass die Agentur für Arbeit bei außerbetrieblicher 
Ausbildung dem Maßnahmeträger künftig den an den Auszubildenden gezahlten Betrag bis zur Höhe 
der MAV erstattet. Zudem wird die Einführung der MAV auch für die Ausbildungsförderung von 
Menschen mit Behinderungen unter Berücksichtigung des bisherigen Leistungssystems und der 
Möglichkeit der Aufstockung der Bedarfssätze des Ausbildungsgeldes auf die Höhe der Netto-MAV 
(nach Abzug der Steuern und einer Sozialversicherungspauschale) nachvollzogen. Weiterhin wurden 
im BBiG in Anlehnung an das Jugendarbeitsschutzgesetz Regelungen zum Freistellungsanspruch und 
zur Anrechnung von Berufsschulzeiten für erwachsene Auszubildende aufgenommen. Zudem wird ein 
Freistellungsanspruch für ehrenamtliche Prüfer gegenüber ihrem Arbeitgeber im BBiG und in der 
Handwerksordnung (HWO) geregelt. 
 
Eingliederungszuschuss für Ältere wird verlängert 
 
Arbeitgeber können von den Agenturen für Arbeit und Jobcentern mit einem Eingliederungszuschuss 
in Höhe von bis zu 50 % des Arbeitsentgelts gefördert werden, wenn sie Arbeitsuchende mit Vermitt-
lungshemmnissen einstellen. Allgemein können die Zuschüsse längstens bis zu zwölf Monate gewährt 
werden, bei über 50-jährigen Arbeitsuchenden nach einer bis Ende 2019 befristeten Sonderregelung 
bis zu 36 Monate. Mit Wirkung vom 01.01.2020 wird die Sonderregelung für die älteren Arbeit-
suchenden mit Vermittlungshemmnissen um vier Jahre bis Ende 2023 verlängert. 
 
Gesetzlicher Mindestlohn steigt, Beitragssatz Rentenversicherung bleibt stabil 
 
Der gesetzliche Mindestlohn beträgt ab dem 01.01.2020 brutto € 9,35 je tatsächlich geleisteter 
Arbeitsstunde. Hingegen beträgt der Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung ab dem 
01.01.2020 weiterhin 18,6 % in der allgemeinen Rentenversicherung und 24,7 % in der knappschaft-
lichen Rentenversicherung. Der Mindestbeitrag zur freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ab dem 01.01.2020 beträgt € 83,70 monatlich. 
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Um in den Genuss der Rente zu kommen, muss jedoch länger gearbeitet werden. Im Jahr 2012 
startete die Anhebung des Renteneintrittsalters. Im Zuge der schrittweisen Anhebung des Rentenein-
trittsalters in der gesetzlichen Rentenversicherung („Rente mit 67") steigen die Altersgrenzen um 
einen weiteren Monat. Versicherte, die 1955 geboren sind und für die keine Vertrauensschutz-
regelungen gelten, erreichen die Regelaltersgrenze mit 65 Jahren und neun Monaten. Für die 
folgenden Geburtsjahrgänge erhöht sich die Regelaltersgrenze zunächst um je einen weiteren Monat. 
Später wird in Stufen von zwei Monaten pro Jahrgang angehoben. Erst für die Jahrgänge 1964 und 
jünger wird die Regelaltersgrenze bei 67 Jahren liegen. 
 
Sachbezugswerte 2020 
 
Die Werte für Verpflegung und Unterkunft werden jährlich an die Entwicklung der Verbraucherpreise 
angepasst. Der Verbraucherpreisindex ist im maßgeblichen Zeitraum von Juni 2018 bis Juni 2019 um 
2,1 Prozentpunkte gestiegen. Auf dieser Grundlage wurde der Wert für Verpflegung von € 251,00 auf 
€ 258,00 (Frühstück auf € 54,00, Mittag- und Abendessen auf jeweils € 102,00) angehoben. Der Wert 
für Mieten und Unterkunft erhöhen sich um 1,8 % von € 231,00 auf € 235,00. 
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